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Tenor

  I. Das Verfahren wird ausgesetzt.

  II. Dem Gerichtshof der Europäischen Union werden zur Auslegung von Art. 79 Abs. 2
und Art. 80 der Verordnung (EU) 2016/679 (Datenschutz-Grundverordnung, DSGVO) so-
wie zu Art. 7 Nr. 2 der Verordnung Nr. 1215/2012 (Verordnung über die gerichtliche Zu-
ständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und
Handelssachen, EuGVVO) folgende Fragen zur Vorabentscheidung vorgelegt:

  1. Nimmt ein Verbraucherverband mit einer Musterfeststellungsklage nach deut-
schem Recht, mit der er die tatsächlichen und rechtlichen Voraussetzungen sowie
die Höhe von Schadensersatzansprüchen deutscher Facebook-Nutzer gemäß Art. 82
Abs. 1 DSGVO gegen die Beklagte im Zusammenhang mit einem sog. Scraping-Vor-
fall feststellen lassen möchte, iSv Art. 80 Abs. 1 DSGVO das Recht der Nutzer auf
Schadensersatz gemäß Art. 82 DSGVO in Anspruch?

  2. Falls der Gerichtshof die erste Vorlagefrage verneint:

  Wäre eine solche Musterfeststellungsklage dann ohne Weiteres mit der DSGVO
vereinbar?

  3. Falls der Gerichtshof die erste Vorlagefrage bejaht:

  a) Bedarf es für eine solche Musterfeststellungsklage einer ausdrücklichen ge-
setzlichen Ermächtigung im deutschen Recht?

  b) Ist es mit Art. 80 Abs. 1 DSGVO vereinbar, wenn der Verband die Musterfest-
stellungsklage im eigenen Namen und ohne vorherige Beauftragung durch die
Nutzer erhoben hat, weil für die Nutzer die Möglichkeit besteht, bis drei Wochen
nach Schluss der mündlichen Verhandlung ihre Ansprüche zu einem staatlich ge-
führten Verbandsklageregister, das nach Klageerhebung eröffnet wird, anzumel-
den, was zu einer Bindung der Gerichte in den Individualprozessen der Nutzer
gegen die Beklagte an die Feststellungen im Verfahren über die Musterfeststel-
lungsklage führen würde?
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  4. Können sich die internationale und die örtliche Zuständigkeit für die unter 1. ge-
nannte Musterfeststellungsklage gegen die in Irland ansässige Beklagte aus Art. 7
Nr. 2 EuGVVO ergeben?

  5. Falls der Gerichtshof die vierte Vorlagefrage bejaht:

  Ist Art. 7 Nr. 2 EuGVVO nach Maßgabe des Urteils des Gerichtshofs vom 2. Dezember
2025 in der Rechtssache C-34/24 dahin auszulegen, dass jedes Gericht der Bundes-
republik Deutschland, das sachlich für die Entscheidung über eine unter 1. beschrie-
bene Musterfeststellungsklage zuständig ist, auch örtlich für die Entscheidung über
diese Klage im Hinblick auf alle deutschen Facebook-Nutzer unabhängig von deren
Wohnsitz bzw. allgemeinem Aufenthalt zuständig ist?

  6. Falls der Gerichtshof die fünfte Vorlagefrage verneint:

  Bestünde die örtliche Zuständigkeit des vorlegenden Gerichts zumindest im Hinblick
auf Nutzer aus dem Gerichtsbezirk? Wäre dabei auf den Wohnsitz oder den allgemei-
nen Aufenthalt abzustellen? Käme es hierbei auf die heutigen Gegebenheiten oder
den Zeitpunkt des Scraping-Vorfalls an?

Gründe

  I.

1 Der Musterkläger (im Folgenden nur Kläger) ist der Dachverband der deutschen Verbrau-
cherzentralen und in der vom Bundesamt für Justiz geführten Liste qualifizierter Einrich-
tungen nach § 4 des Gesetzes über Unterlassungsklagen bei Verbraucherrechts- und an-
deren Verstößen (UKlaG) eingetragen.

2 Die Musterbeklagte (im Folgenden nur noch Beklagte), die ihren Sitz in Irland hat, be-
treibt im Unionsgebiet das soziale Netzwerk Facebook, in dem Nutzer unter Angabe per-
sönlicher Daten Profile anlegen und sich mit anderen Nutzern verbinden können. In den
Jahren 2018 und 2019 sollen unbekannte Dritte Telefonnummern sowie die öffentlich
hinterlegten Daten der diesen Nummern zugeordneten Nutzerprofile abgegriffen haben
(sog. "Scraping"). Diese Datensätze sollen im Jahr 2021 im Internet veröffentlicht worden
sein. In Deutschland sollen ca. sechs Millionen Nutzerkonten betroffen sein.

3 Der Kläger hat bei dem vorlegenden Gericht eine Musterfeststellungsklage nach § 41 des
Verbraucherrechtedurchsetzungsgesetzes (VDuG) gegen die Beklagte erhoben (im Fol-
genden nur Klage). In Anlehnung an das Urteil des Bundesgerichtshofs vom 18. Novem-
ber 2024 - VI ZR 10/24 - möchte er feststellen lassen, dass die Beklagte u.a. durch die
Voreinstellung der Suchfunktion, den mangelnden Schutz vor Scraping und die unterlas-
sene Benachrichtigung der Datenschutzbehörden und der betroffenen Nutzer gegen die
DSGVO verstoßen habe. Darüber hinaus begehrt er die Feststellung von Mindestscha-
densbeträgen in Abhängigkeit von den konkret betroffenen Nutzerdaten.

4 Die Beklagte hält die Klage aus zahlreichen Gründen bereits für unzulässig. Im hier inter-
essierenden Zusammenhang vertritt sie die Auffassung, dass der Kläger nicht befugt sei,
mit einer Feststellungsklage Schadensersatzansprüche der Nutzer iSv Art. 82 DSGVO zu
verfolgen. Zudem sei das angerufene Gericht weder international noch örtlich zuständig.
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5 Mit Beschluss vom 20. August 2025 hat der Senat angeordnet, dass gemäß § 280 Abs. 1
der Zivilprozessordnung (ZPO) über die Zulässigkeit der Klage abgesondert verhandelt
wird.

6 In der mündlichen Verhandlung vom 27. März 2026 hat der Kläger die folgenden Anträge
gestellt:

7 1. Verstöße gegen DSGVO

8 a. Voreinstellung der Suchfunktion

9 i. Es wird festgestellt, dass die Musterbeklagte dadurch, dass sie die Vorein-
stellung in der Daten-Eingabemasken des Netzwerks „Facebook“ zur Such-
barkeit bis September 2019 so ausgestaltete, dass das zumindest zeitwei-
lig zwischen dem 25.05.2018 und September 2019 bestehende öffentliche
Profil eines Nutzers, der natürliche Person und Verbraucher ist sowie den ge-
wöhnlichen Aufenthaltsort in Deutschland hat, über das Kontakt-Importer-
Tool durch Eingabe seiner Telefonnummer auffindbar war, gegen Art. 25 Abs
1 und 2, Art. 5 Abs. 1 a), b) und c) DSGVO verstoßen hat.

10 Hilfsweise zu 1.a.i:

11 Es wird festgestellt, dass die Musterbeklagte dadurch, dass sie die Vorein-
stellung in der Daten-Eingabemasken des Netzwerks „Facebook“ zur Such-
barkeit bis September 2019 so ausgestaltete, dass das zumindest zeitwei-
lig zwischen dem 25.05.2018 und September 2019 bestehende öffentliche
Profil eines Nutzers, der natürliche Person und Verbraucher ist sowie den ge-
wöhnlichen Aufenthaltsort in Deutschland hat, über das Kontakt-Importer-
Tool durch Eingabe seiner Telefonnummer auffindbar war, gegen Art. 25 Abs
1 und 2, Art. 5 Abs. 1 a), b) und c) DSGVO verstoßen hat, wobei die Muster-
beklagte im folgenden Individualprozess die Möglichkeit hat, darzulegen und
zu beweisen, dass die Eingabe randomisierter Ziffernfolgen in das Kontakt-
Importer-Tool mit dem Ergebnis der Verknüpfung von Telefonnummern mit
den Daten, die aus dem öffentlichen Profil des jeweiligen Nutzes ersichtlich
sind, in einen Zeitpunkt vor dem zeitlichen Anwendungsbereich der Daten-
schutzgrundverordnung ab dem 25. Mai 2018 gemäß Art. 99 Abs. 2 DSGVO
fiel, mit der Folge, dass Ansprüche aus Art. 82 Abs.1 DSGVO ausgeschlossen
sein können.

12 Hilfsweise für den Fall, dass das Gericht durch die in Ziffer 1. a. i. beschriebe-
ne Voreinstellung der Suchbarkeit nicht die Verletzung zumindest einer der
in Ziffer 1. a. i. - unabhängig ob in Haupt- oder Hilfsantrag - genannten Vor-
schriften der DSGVO feststellt, wird beantragt, folgende Feststellung zu tref-
fen:

13 ii. Es wird festgestellt, dass die Musterbeklagte dadurch, dass sie die Vorein-
stellung in der Daten-Eingabemaske des Netzwerks „Facebook“ zur Suchbar-
keit bis September 2019 so ausgestaltete, dass das zumindest zeitweilig zwi-
schen dem 25.05.2018 und September 2019 bestehende öffentliche Profil ei-
nes Nutzers, der natürliche Person und Verbraucher ist sowie den gewöhnli-
chen Aufenthaltsort in Deutschland hat und der seine Telefonnummer in den
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Privatsphäre-Einstellungen des Netzwerks „Facebook“ nicht auf „öffentlich“
einstellte, dennoch über das Kontakt- Importer-Tool durch Eingabe seiner Te-
lefonnummer auffindbar war, gegen Art. 25 Abs 1 und 2, Art. 5 Abs. 1 a), b)
und c) DSGVO verstoßen hat.

14 Hilfsweise zu 1.a.ii:

15 Es wird festgestellt, dass die Musterbeklagte dadurch, dass sie die Vorein-
stellung in der Daten-Eingabemaske des Netzwerks „Facebook“ zur Suchbar-
keit bis September 2019 so ausgestaltete, dass das zumindest zeitweilig zwi-
schen dem 25.05.2018 und September 2019 bestehende öffentliche Profil ei-
nes Nutzers, der natürliche Person und Verbraucher ist sowie den gewöhnli-
chen Aufenthaltsort in Deutschland hat und der seine Telefonnummer in den
Privatsphäre-Einstellungen des Netzwerks „Facebook“ nicht auf „öffentlich“
einstellte, dennoch über das Kontakt- Importer-Tool durch Eingabe seiner Te-
lefonnummer auffindbar war, gegen Art. 25 Abs 1 und 2, Art. 5 Abs. 1 a), b)
und c) DSGVO verstoßen hat, wobei die Musterbeklagte im folgenden Indivi-
dualprozess die Möglichkeit hat, darzulegen und zu beweisen, dass die Ein-
gabe randomisierter Ziffernfolgen in das Kontakt-Importer-Tool mit dem Er-
gebnis der Verknüpfung von Telefonnummern mit den Daten, die aus dem
öffentlichen Profil des jeweiligen Nutzes ersichtlich sind, in einen Zeitpunkt
vor dem zeitlichen Anwendungsbereich der Datenschutzgrundverordnung ab
dem 25. Mai 2018 gemäß Art. 99 Abs. 2 DSGVO fiel, mit der Folge, dass An-
sprüche aus Art. 82 Abs.1 DSGVO ausgeschlossen sein können.

16 b. Keine Einwilligung

17 Es wird festgestellt, dass in einer erteilten Zustimmung eines Nutzers, der
natürliche Person und Verbraucher ist sowie den gewöhnlichen Aufenthalts-
ort in Deutschland hat, zu den zwischen Januar 2018 und September 2019
geltenden Nutzungsbedingungen im Rahmen des Registrierungsverfahrens
keine wirksame Einwilligung gemäß Art. 6 Nr. 1 a), 7 Abs. 1 und 2 DSGVO
in die in Feststellungsziel Ziff. 1 a. i. und ii. erfolgte Datenverarbeitung in
Form der Öffentlichkeit der Daten in Verbindung mit der Suchbarkeitsfunkti-
on liegt.

18 c. Mangelnder Schutz vor Scraping

19 Es wird festgestellt, dass die Musterbeklagte dadurch, dass sie zwischen
dem 25. Mai 2018 und September 2019 keine geeigneten technischen und
organisatorischen Maßnahmen ergriffen hat, um die massenhafte Eingabe
randomisierter Ziffernfolgen in das Kontakt-Importer-Tool mit dem Ergebnis
der Verknüpfung von Telefonnummern mit den Daten, die aus den zumin-
dest zeitweilig zwischen dem 25.05.2018 und September 2019 bestehen-
den öffentlichen Profilen der Nutzer des Netzwerks „Facebook“, die natürli-
che Personen und Verbraucher sind sowie den gewöhnlichen Aufenthaltsort
in Deutschland haben, ersichtlich sind, zu verhindern, gegen Art. 5 Abs. 1 f),
Art. 24 und Art. 32 DSGVO verstoßen hat.

20 Hilfsweise zu 1.c.:
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21 Es wird festgestellt, dass die Musterbeklagte dadurch, dass sie zwischen
dem 25. Mai 2018 und September 2019 keine geeigneten technischen und
organisatorischen Maßnahmen ergriffen hat, um die massenhafte Eingabe
randomisierter Ziffernfolgen in das Kontakt-Importer-Tool mit dem Ergeb-
nis der Verknüpfung von Telefonnummern mit den Daten, die aus den zu-
mindest zeitweilig zwischen dem 25.05.2018 bis September 2019 bestehen-
den öffentlichen Profilen der Nutzer des Netzwerks „Facebook“, die natürli-
che Personen und Verbraucher sind sowie den gewöhnlichen Aufenthaltsort
in Deutschland haben, ersichtlich sind, zu verhindern, gegen Art. 5 Abs. 1 f),
Art. 24 und Art. 32 DSGVO verstoßen hat, wobei die Musterbeklagte im fol-
genden Individualprozess die Möglichkeit hat, darzulegen und zu beweisen,
dass die Eingabe randomisierter Ziffernfolgen in das Kontakt-Importer-Tool
mit dem Ergebnis der Verknüpfung von Telefonnummern mit den Daten, die
aus dem öffentlichen Profil des jeweiligen Nutzes ersichtlich sind, in einen
Zeitpunkt vor dem zeitlichen Anwendungsbereich der Datenschutzgrundver-
ordnung ab dem 25. Mai 2018 gemäß Art. 99 Abs. 2 DSGVO fiel, mit der Fol-
ge, dass Ansprüche aus Art. 82 Abs.1 DSGVO ausgeschlossen sein können.

22 d. Unterlassene Meldung der Aufsichtsbehörde

23 Es wird festgestellt, dass die Musterbeklagte dadurch, dass sie das massen-
hafte Abgreifen und Verknüpfen von Telefonnummern und den aus den öf-
fentlichen Profilen der Nutzer des Netzwerks „Facebook“ ersichtlichen Da-
ten, die natürliche Personen und Verbraucher sind sowie den gewöhnlichen
Aufenthaltsort in Deutschland haben, durch unbefugte Dritte nicht der Auf-
sichtsbehörde gemeldet hat, gegen Art. 33 DSGVO verstoßen hat.

24 Hilfsweise zu 1.d.:

25 Es wird festgestellt, dass die Musterbeklagte dadurch, dass sie das massen-
hafte Abgreifen und Verknüpfen von Telefonnummern und den aus den öf-
fentlichen Profilen der Nutzer des Netzwerks „Facebook“ ersichtlichen Da-
ten, die natürliche Personen und Verbraucher sind sowie den gewöhnlichen
Aufenthaltsort in Deutschland haben, durch unbefugte Dritte nicht innerhalb
von 72 Stunden nachdem ihr dieser Vorfall bekannt geworden ist und ohne
Begründung für die Überschreitung dieser Zeitspanne der Aufsichtsbehörde
gemeldet hat, gegen Art. 33 DSGVO verstoßen hat.

26 e. Unterlassene Benachrichtigung der betroffenen Nutzer

27 Es wird festgestellt, dass die Musterbeklagte dadurch, dass sie das massen-
hafte Abgreifen und Verknüpfen von Telefonnummern und den aus den öf-
fentlichen Profilen der Nutzer des Netzwerks „Facebook“ ersichtlichen Daten,
die natürliche Personen und Verbraucher sind sowie den gewöhnlichen Auf-
enthaltsort in Deutschland haben, durch unbefugte Dritte nicht den betroffe-
nen Nutzer angezeigt hat, gegen Art. 34 DSGVO verstoßen hat.

28 Hilfsweise zu 1.e.:

29 Es wird festgestellt, dass die Musterbeklagte dadurch, dass sie das massen-
hafte Abgreifen und Verknüpfen von Telefonnummern und den aus den öf-
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fentlichen Profilen der Nutzer des Netzwerks „Facebook“ ersichtlichen Da-
ten, die natürliche Personen und Verbraucher sind sowie den gewöhnlichen
Aufenthaltsort in Deutschland haben, durch unbefugte Dritte nicht bis zum
31.12.2021 den betroffenen Nutzern angezeigt hat, gegen Art. 34 DSGVO
verstoßen hat.

30 2. Keine Haftungsbefreiung

31 Es wird festgestellt, dass sich die Musterbeklagte in Bezug auf Nutzer, die natür-
liche Personen und Verbraucher sind und ihren gewöhnlichen Aufenthaltsort in
Deutschland haben im Falle des Vorliegens der Tatbestandsvoraussetzungen des
Art. 82 Abs. 1 DSGVO in Form des Kontrollverlustes über die Telefonnummer so-
wie die aus den öffentlichen Profilen dieser Nutzer des Netzwerks „Facebook“ er-
sichtlichen Daten für den mindestens einer der unter Feststellungsziel Ziff. 1 be-
schriebenen Verstöße kausal war, nicht nach Art. 82 Abs. 3 DSGVO exkulpieren
kann.

32 3. Rechtsfolgen aufgrund Kontrollverlustes

33 a. Mindestschaden

34 Es wird festgestellt, dass der Schadensersatzbetrag für Nutzer des Netz-
werks „Facebook“, die natürliche Personen und Verbraucher sind sowie den
gewöhnlichen Aufenthaltsort in Deutschland haben, im Falle des Vorliegens
der Tatbestandsvoraussetzungen des Art. 82 Abs. 1 DSGVO in Form des Kon-
trollverlustes über die Telefonnummer sowie die aus den öffentlichen Pro-
filen dieser Nutzer des Netzwerks „Facebook“ immer ersichtlichen Daten
(Name, Geschlecht, Nutzer-ID), für den mindestens einer der unter Feststel-
lungsziel Ziff. 1 beschriebenen Verstöße kausal war, mit mindestens 100 €
zu bemessen ist.

35 b. E-Mail-Adresse

36 Es wird festgestellt, dass sich der unter Feststellungsziel Ziff. 3. a. beschrie-
bene Schadensersatzbetrag um mindestens weitere 100 € erhöht, wenn sich
in den aus dem öffentlichen Profil des Netzwerks „Facebook“ gescrapten Da-
ten auch die E-Mail-Adresse des Nutzers befand.

37 c. Geburtsdatum

38 Es wird festgestellt, dass sich der unter Feststellungsziel Ziff. 3. a. beschrie-
bene Schadensersatzbetrag um mindestens weitere 100 € erhöht, wenn sich
in den aus dem öffentlichen Profil des Netzwerks „Facebook“ gescrapten Da-
ten auch das Geburtsdatum des Nutzers befand.

39 d. Wohnort

40 Es wird festgestellt, dass sich der unter Feststellungsziel Ziff. 3. a. beschrie-
bene Schadensersatzbetrag um mindestens weitere 100 € erhöht, wenn sich
in den aus dem öffentlichen Profil des Netzwerks „Facebook“ gescrapten Da-
ten auch der Wohnort des Nutzers befand.
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41 e. Beziehungsstatus

42 Es wird festgestellt, dass sich der unter Feststellungsziel Ziff. 3. a. beschrie-
bene Schadensersatzbetrag um mindestens weitere 200 € erhöht, wenn sich
in den aus dem öffentlichen Profil des Netzwerks „Facebook“ gescrapten Da-
ten auch der Beziehungsstatus des Nutzers befand.

43 Die Beklagte beantragt,

44 die Klage abzuweisen.

  II.

45 Der Senat setzt das Verfahren aus und holt gemäß Art. 267 Abs. 1 Buchst. b) und Abs. 2
AEUV eine Vorabentscheidung des Gerichtshofs der Europäischen Union ein. Die Ent-
scheidung über die Zulässigkeit der Klage hängt von der Auslegung des Art. 79 Abs. 2
und des Art. 80 DSGVO sowie des Art. 7 Nr. 2 EuGVVO ab.

46 1. Hintergrund des Verfahrens

47 Der Kläger hat eine Musterfeststellungsklage erhoben. Regelungen hierzu finden sich im
deutschen Verbraucherrechtedurchsetzungsgesetz (VDuG). Mit diesem Gesetz aus dem
Jahr 2023 hat der deutsche Gesetzgeber vorrangig die Verbandsklagenrichtlinie (Richt-
linie [EU] 2020/1828 des europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November
2020 über Verbandsklagen zum Schutz der Kollektivinteressen der Verbraucher und zur
Aufhebung der Richtlinie 2009/22/EG) in Bezug auf die Abhilfeklage umgesetzt, dabei
aber auch die bis dahin in §§ 606 ff. der deutschen Zivilprozessordnung (ZPO) geregelte
Musterfeststellungsklage integriert. Diese Klage hat keinen europäischen Ursprung, wird
aber in Erwägungsgrund 11 der Verbandsklagenrichtlinie den nationalen Gesetzgebern
freigestellt.

48 Die Musterfeststellungsklage ist in § 41 VDuG geregelt. Die Vorschrift lautet:

49 Mit der Musterfeststellungsklage begehrt die klageberechtigte Stelle die Feststellung
des Vorliegens oder Nichtvorliegens von tatsächlichen und rechtlichen Voraussetzun-
gen für das Bestehen oder Nichtbestehen von Ansprüchen oder Rechtsverhältnissen
(Feststellungsziele) zwischen Verbrauchern und einem Unternehmer.

50 Die Klage führt nicht zu Leistungspflichten des Unternehmers. Vielmehr müssen die Ver-
braucher ihre Individualansprüche gegen den Unternehmer eigenständig verfolgen. Hat
ein Verbraucher seinen Anspruch zum Verbandsklageregister (§§ 43 ff. VDuG, hierzu so-
gleich ausführlich) angemeldet, kann er sich im Individualprozess gegen den Unterneh-
mer gemäß § 11 Abs. 3 VDuG auf die rechtskräftig festgestellten Feststellungsziele beru-
fen. § 11 Abs. 3 VDuG lautet:

51 Rechtskräftige Urteile über Verbandsklagen binden ein zur Entscheidung eines
Rechtsstreits zwischen einem angemeldeten Verbraucher und dem verklagten Unter-
nehmer berufenes Gericht, soweit dessen Entscheidung den Lebenssachverhalt der
Verbandsklage und einen mit der Abhilfeklage geltend gemachten Anspruch oder ein
mit der Musterfeststellungsklage geltend gemachtes Feststellungsziel betrifft. Satz 1
gilt nicht für Abhilfeendurteile nach § 18.
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52 Die Anmeldung der Ansprüche erfolgt nicht bei dem Gericht der Musterfeststellungskla-
ge, sondern bei dem Bundesamt für Justiz (BfJ), bei dem das Verbandsklageregister ge-
führt wird (§ 43 Abs. 1 VDuG). Die Anmeldung ist in Textform gegenüber dem BfJ zu er-
klären (§ 47 Abs. 1 VDuG). Sie ist bis zum Ablauf von drei Wochen nach dem Schluss der
mündlichen Verhandlung über die Musterfeststellungsklage zulässig (§ 46 Abs. 1 VDuG).
Mit der Anmeldung wird zugleich die Verjährung der Ansprüche des Verbrauchers ge-
hemmt (§ 204 Abs. 1 Nr. 6a Bürgerliches Gesetzbuch [BGB]). Die Einzelheiten der Anmel-
dung sind in § 46 VDuG geregelt, der wie folgt lautet:

53 (1) Verbraucher können Ansprüche oder Rechtsverhältnisse, die Gegenstand einer
Verbandsklage sind, bis zum Ablauf von drei Wochen nach dem Schluss der mündli-
chen Verhandlung zur Eintragung in das Verbandsklageregister anmelden. § 193 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs findet keine Anwendung.

54 (2) Die Anmeldung ist nur wirksam, wenn sie frist- und formgerecht erfolgt und fol-
gende Angaben enthält:

55 1. Name und Anschrift des Verbrauchers,

56 2. Angabe, ob die Anmeldung als kleines Unternehmen im Sinne des § 1 Absatz 2 er-
folgt,

57 3. Bezeichnung des Gerichts und Aktenzeichen,

58 4. Bezeichnung des Beklagten,

59 5. Gegenstand und Grund des Anspruchs oder des Rechtsverhältnisses des Verbrau-
chers,

60 6. Versicherung der Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben.

61 Wird ein Zahlungsanspruch angemeldet, so soll die Anmeldung auch Angaben zur
Höhe dieses Anspruchs enthalten.

62 (3) Die Angaben der wirksamen Anmeldung werden ohne inhaltliche Prüfung in das
Verbandsklageregister eingetragen.

63 (4) Die Anmeldung kann bis zu dem in Absatz 1 genannten Zeitpunkt zurückgenom-
men werden. § 193 des Bürgerlichen Gesetzbuchs findet keine Anwendung.

64 2. Vorlagefragen 1, 2 und 3

65 Die ersten drei Vorlagefragen beziehen sich darauf, ob und ggf. unter welchen Voraus-
setzungen eine Musterfeststellungsklage nach deutschem Recht, deren Feststellungszie-
le die Voraussetzungen und die Höhe von Schadensersatzansprüchen nach Art. 82 Abs. 1
DSGVO betreffen, mit der DSGVO vereinbar ist. Im vorliegenden Verfahren geht es um
solche Schadensersatzansprüche derjenigen deutschen Facebook-Nutzer, die nach Auf-
fassung des Klägers von einem sog. Scraping-Vorfall bei der Beklagten in den Jahren
2018/2019 betroffen waren. Anspruchsgrundlage für diese Individualansprüche wäre al-
lein Art. 82 Abs. 1 DSGVO.
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66 Grundsätzlich können Verstöße gegen die DSGVO auch mit Verbandsklagen verfolgt wer-
den (Art. 2 Abs. 1 S. 1 iVm Anhang I [56] der Verbandsklagenrichtlinie). Die Musterfest-
stellungsklage ist in der Verbandsklagenrichtlinie jedoch nicht geregelt.

67 a) Erste Vorlagefrage

68 In erster Linie geht es um die Frage, ob der Kläger mit der Musterfeststellungsklage das
Recht der Facebook-Nutzer auf Schadensersatz gemäß Art. 82 DSGVO iSv Art. 80 Abs. 1
DSGVO in Anspruch nimmt.

69 aa) Das wäre nicht der Fall, wenn hiermit nur die konkrete Durchsetzung solcher Ansprü-
che im Wege einer Zahlungsklage gemeint wäre. Da die in Art. 80 Abs. 1 DSGVO zur Ver-
tretung berufenen Stellen nur im Auftrag und im Namen der betroffenen Personen kla-
gen dürften, wäre bei diesem Verständnis gewährleistet, dass keine Schadensersatzzah-
lungen eingeklagt werden, für die es keine berechtigten Empfänger gibt.

70 bb) Für ein anderslautendes Verständnis könnte sprechen, dass die Musterfeststellungs-
klage dazu dient, das Vorliegen von tatsächlichen und rechtlichen Voraussetzungen fest-
zustellen (§ 41 Abs. 1 VDuG), und - wie bereits ausgeführt - gemäß Art. 11 Abs. 3 S. 1
VDuG dasjenige Gericht, bei dem ein angemeldeter Verbraucher eine Individualklage ge-
gen den Unternehmer erhebt, an ein rechtskräftiges Urteil über die Musterfeststellungs-
klage gebunden ist, soweit dessen Entscheidung den Lebenssachverhalt der Verbands-
klage und ein mit der Musterfeststellungsklage geltend gemachtes Feststellungsziel be-
trifft. Sollte der Kläger im vorliegenden Verfahren mit sämtlichen Feststellungszielen Er-
folg haben, dürfte die Beklagte in den sich anschließenden Individualprozessen der Nut-
zer nach dem Verständnis des Senats nur geringe Chancen haben, Verurteilungen zur
Zahlung von Schadensersatz zu verhindern. Der Unterschied zu einer Klage, mit der der
hiesige Kläger unmittelbar diesen Schadensersatz einklagen würde, erscheint deshalb
gering. Das könnte dafür sprechen, bereits in der Erhebung der Musterfeststellungsklage
die Inanspruchnahme von Schadensersatzrechten der Facebook-Nutzer zu sehen.

71 b) Zweite Vorlagefrage

72 Sollte der Gerichtshof Art. 80 Abs. 1 DSGVO dahin auslegen, dass die vorliegende Mus-
terfeststellungsklage von der Vorschrift nicht erfasst wäre, weil damit nicht bereits das
Recht auf Schadensersatz nach Art. 82 Abs. 1 DSGVO in Anspruch genommen wird, wür-
de sich die Anschlussfrage stellen, ob eine solche Klage dann ohne Weiteres mit der
DSGVO vereinbar oder stattdessen generell unzulässig wäre.

73 Dabei käme es nach dem Verständnis des Senats nicht zuletzt darauf an, ob die Muster-
feststellungsklage von der Öffnungsklausel des Art. 80 Abs. 2 DSGVO erfasst wird, weil
sie sich in den Rahmen des jedem Mitgliedstaat in Art. 80 Abs. 2 DSGVO eingeräumten
Ermessensspielraums einfügt (hierzu EuGH, Urteil vom 28. April 2022 – C-319/20 –, Rn.
62). Allerdings beschränkt Art. 80 Abs. 2 DSGVO ohne Auftrag erhobene Verbandsklagen
auf die Inanspruchnahme der Rechte aus den Artikeln 78 und 79 DSGVO und schließt da-
mit die von Abs. 1 erfassten Schadensersatzklagen aus. Es käme auch hier darauf an,
ob der europäische Gesetzgeber damit nur ausschließen wollte, dass Schadensersatzan-
sprüche mit Zahlungsklagen durchgesetzt werden, ohne dass der klagende Verband da-
zu von einer betroffenen Person beauftragt worden ist, oder ob Schadensersatzansprü-
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che auch nach nationalem Recht ganz allgemein nicht Gegenstand von Verbandsklagen
ohne Auftrag einer betroffenen Person sein dürfen.

74 c) Dritte Vorlagefrage

75 Sollte der Gerichtshof Art. 80 Abs. 1 DSGVO in dem Sinne auslegen, dass bereits mit der
Musterfeststellungsklage Schadensersatzansprüche nach Art. 82 Abs. 1 DSGVO in An-
spruch genommen werden, sodass die vorliegende Musterfeststellungsklage von der
Vorschrift erfasst wäre, würden sich ebenfalls weitere Fragen stellen.

76 aa) Art. 80 Abs. 1 DSGVO verlangt, dass das Recht des Verbandes, das Recht auf Scha-
densersatz einer betroffenen Person in Anspruch zu nehmen, im Recht der Mitgliedstaa-
ten vorgesehen sein muss. Eine ausdrückliche Regelung hierzu gibt es im deutschen
Recht nicht. Der Senat entnimmt jedoch der Begründung des VDuG, dass der deutsche
Gesetzgeber die Musterfeststellungsklage auch auf Verstöße gegen die DSGVO erstre-
cken wollte. Dort heißt es (BT-Drucks. 20/6520, S. 69):

77 „Der Anwendungsbereich der (Verbandsklagen-) Richtlinie beschränkt sich nach Arti-
kel 2 Absatz 1 auf Verbandsklagen wegen Verstößen gegen bestimmte, im Richtlini-
enanhang einzelnen aufgelistete Vorschriften des EU-Rechts. Bereits § 606 Absatz 1
Satz 1 ZPO a. F. sah für die Musterfeststellungsklage einen weiten Anwendungsbe-
reich vor, der auf die Feststellung des Vorliegens oder Nichtvorliegens von tatsäch-
lichen und rechtlichen Voraussetzungen für das Bestehen oder Nichtbestehen eines
Anspruchs oder Rechtsverhältnisses zwischen einer Verbraucherin oder einem Ver-
braucher und einer Unternehmerin und einem Unternehmer gerichtet war. Um nicht
hinter bereits geltende Verbraucherschutzstandards zurückzufallen, legt die Rege-
lung auch für Verbandsklagen einen weiten Anwendungsbereich fest. Sie ermöglicht
Verbandsklagen in allen Rechtsstreitigkeiten zur Geltendmachung von Ansprüchen
oder Rechtsverhältnissen zwischen Verbraucherinnen und Verbrauchern und Unter-
nehmerinnen und Unternehmern, soweit es sich um bürgerliche Rechtsstreitigkeiten
handelt. Der Verbraucherbegriff bestimmt sich nach § 29c Absatz 2 ZPO.“

78 Der Anwendungsbereich des VDuG erfasst damit mindestens den Katalog in Anhang I
der Verbandsklagerichtlinie, in dem, wie gezeigt, Verstöße gegen die DSGVO unter (56)
ausdrücklich aufgeführt sind.

79 Es käme deshalb darauf an, ob dies bereits den Anforderungen des Art. 80 Abs. 1 DSGVO
gerecht wird.

80 bb) Zudem würde die Zulässigkeit der Klage nach Art. 80 Abs. 1 DSGVO davon abhän-
gen, ob der Kläger die Klage im Auftrag und im Namen der Nutzer erhoben hätte.

81 Unstreitig liegen keine individuellen Aufträge von Nutzern an den Kläger vor. Der Kläger
hat die Klage auch ausdrücklich im eigenen Namen erhoben. Es käme deshalb darauf an,
ob allein in dem Umstand, dass Nutzer ihre Ansprüche beim Verbandsklageregister an-
melden können (und vorliegend angemeldet haben), eine Beauftragung des Klägers und
ein Handeln im Namen dieser Nutzer zu sehen ist. Der Senat teilt dieses vom Kläger für
richtig gehaltene Verständnis des Art. 80 Abs. 1 DSGVO nicht. Ohnehin ist nach der ge-
setzlichen Regelung in § 4 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 VDuG für die Zulässigkeit der Klage keine An-
meldung von Verbraucheransprüchen erforderlich, sondern genügt es, wenn der Kläger
nachvollziehbar darlegt, dass von den Feststellungszielen der Musterfeststellungsklage
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die Ansprüche oder Rechtsverhältnisse von mindestens 50 Verbrauchern abhängen kön-
nen. § 4 Abs. 1 VDuG lautet:

82 (1) Eine Verbandsklage ist nur zulässig, wenn die klageberechtigte Stelle nachvoll-
ziehbar darlegt, dass

83 1. von der Abhilfeklage Ansprüche von mindestens 50 Verbrauchern betroffen sein
können oder

84 2. von den Feststellungszielen der Musterfeststellungsklage die Ansprüche oder
Rechtsverhältnisse von mindestens 50 Verbrauchern abhängen können.

85 Im Fall des § 7 Absatz 1 ist die Gesamtzahl der von der gemeinschaftlichen Klage be-
troffenen Verbraucher maßgeblich.

86 Hinzu kommt, dass die Möglichkeit, Ansprüche zum Verbandsklageregister anzumelden,
erst nach Erhebung der Klage besteht, dann aber auch noch drei Wochen nach Schluss
der mündlichen Verhandlung.

87 Unabhängig davon ist der Senat der Auffassung, dass eine Klageerhebung im Auftrag ei-
nes Dritten einen unmittelbaren Kontakt zwischen dem Kläger und diesem Dritten vor-
aussetzt.

88 3. Vorlagefragen 4, 5 und 6

89 Die Vorlagefragen 4, 5 und 6 betreffen die Zuständigkeit des Senats für die erhobene
Musterfeststellungsklage und dabei vor allem die örtliche Zuständigkeit.

90 Die Zuständigkeit für Musterfeststellungsklagen richtet sich grundsätzlich nach § 3
VDuG. Dort heißt es u.a.:

91 (1) Für Verbandsklagen ist dasjenige Oberlandesgericht sachlich und örtlich aus-
schließlich zuständig, in dessen Bezirk sich der allgemeine Gerichtsstand des Unter-
nehmers, gegen den sich die Verbandsklage richtet, befindet.

92 (2) Regelungen in Rechtsakten der Europäischen Union bleiben unberührt. Regelun-
gen in völkerrechtlichen Vereinbarungen, soweit sie unmittelbar anwendbares inner-
staatliches Recht sind, gehen den Vorschriften dieses Gesetzes vor.

93 § 3 Abs. 1 VDuG kommt vorliegend nicht in Betracht, da sich der allgemeine Gerichts-
stand der Beklagten nicht in der Bundesrepublik Deutschland, sondern in Irland befindet.
Der Senat ist jedoch der Auffassung, dass sich neben der internationalen Zuständigkeit
der deutschen Gerichte auch seine örtliche Zuständigkeit für die vorliegende Klage aus
Art. 7 Nr. 2 EuGVVO ergibt. Die Beklagte teilt diese Ansicht nicht.

94 a) Vierte Vorlagefrage

95 Die vierte Vorlagefrage bezieht sich auf das Verhältnis von Art. 7 Nr. 2 EuGVVO und
Art. 79 Abs. 2 DSGVO.

96 aa) Die Beklagte meint, Art. 7 Nr. 2 EuGVVO finde im Bereich des Datenschutzrechts ge-
nerell keine Anwendung, sondern werde durch Art. 79 Abs. 2 DSGVO vollständig ver-
drängt. Sie bezieht sich dabei auf Art. 82 Abs. 6 DSGVO und auf Erwägungsgrund 147
zur DSGVO, wonach insbesondere die Vorschriften der EuGVVO der Anwendung der spe-
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zifischen Vorschriften der DSGVO über die Gerichtsbarkeit nicht entgegenstehen sollen.
Nach Ansicht des Senats wird damit jedoch kein allgemeiner Ausschluss der EuGVVO be-
stimmt, sondern folgt daraus nur, dass Art. 79 Abs. 2 DSGVO eine spezielle Vorschrift iSv
Art. 67 EuGVVO ist, ohne dass der Rückgriff auf die Zuständigkeitsregeln der EuGVVO
ausgeschlossen wäre.

97 Nach Auffassung des Senats kann von vornherein auch nur die internationale Zuständig-
keit betroffen sein, da Art. 79 Abs. 2 ZPO die örtliche Zuständigkeit des international zu-
ständigen nationalen Gerichts nicht betrifft. Das folgt bereits aus dem Wortlaut der Vor-
schrift, wonach die Gerichte „des Mitgliedstaats“ und nicht am Ort der Niederlassung
bzw. des gewöhnlichen Aufenthalts der betroffenen Person zuständig sind.

98 Zudem müsste Art. 79 Abs. 2 DSGVO überhaupt auch auf Verbandsklagen anwendbar
sein, was die Beklagte selbst in Abrede stellt. Der Wortlaut ließe das nach dem Verständ-
nis des Senats allerdings zu. Wäre Art. 79 Abs. 2 DSGVO anwendbar, dürfte sich bereits
daraus die internationale Zuständigkeit deutscher Gerichte ergeben, da der Kläger nur
Ansprüche betroffener Personen mit gewöhnlichem Aufenthalt in der Bundesrepublik
verfolgt (S. 2).

99 bb) Dagegen ergibt sich die internationale Zuständigkeit deutscher Gerichte nach Auf-
fassung des Senats in jedem Fall aus Art. 7 Nr. 2 EuGVVO.

100 Die Vorschrift ist auf Musterfeststellungsklagen anwendbar, wie sich für den Senat be-
reits aus dem Urteil des Gerichtshofs vom 12. Mai 2021 ergibt (C-709/19). Dort hatte ein
niederländischer Verband, der die Interessen von Wertpapierinhabern vertritt, gegen ei-
ne Gesellschaft mit Sitz im Vereinigten Königreich in den Niederlanden eine Verbands-
klage erhoben, mit der die Voraussetzungen von Schadensersatzansprüchen der Anleger
festgestellt werden sollten. Der Gerichtshof hat sich in dieser Entscheidung ausführlich
mit den einzelnen Voraussetzungen des Art. 7 Nr. 2 EuGVVO auseinandergesetzt, was
nach Auffassung des Senats den Schluss zulässt, dass er diese Vorschrift grundsätzlich
für anwendbar gehalten hat.

101 Bei den behaupteten Datenschutzverstößen handelt sich um unerlaubte Handlungen.

102 Das schädigende Ereignis ist in der Bundesrepublik eingetreten. Mit dem Ort des Scha-
denseintritts ist sowohl der Ort der Verwirklichung des Schadenserfolgs als auch der Ort
des für den Schaden ursächlichen Geschehens gemeint, sodass der Beklagte nach Wahl
des Klägers vor dem Gericht eines dieser beiden Orte verklagt werden kann (EuGH, Ur-
teil vom 12. Mai 2021 – C-709/19 –, Rn. 26). Jedenfalls der Erfolgsort liegt in Deutsch-
land. Hierunter ist der Ort zu verstehen, an dem sich der behauptete Schaden zeigt
(EuGH, a.a.O., Rn. 31). Als Schaden kommt hier bereits der bloße Verlust der Kontrolle
über die eigenen Daten in Betracht (vgl. EuGH, Urteil vom 4. Oktober 2024 – C-200/23 –,
Rn. 145). Hierauf bezieht sich vorliegend auch der Kläger. Dieser Kontrollverlust kann
nach Auffassung des Senats nur am Wohnsitz bzw. am Ort des gewöhnlichen Aufenthalts
der betroffenen Person eingetreten sein.

103 b) Fünfte und sechste Vorlagefragen

104 In der fünften und der sechsten Vorlagefrage geht es darum, ob es der örtlichen Zustän-
digkeit des Senats nach Art. 7 Nr. 2 EuGVVO entgegensteht, dass der Kläger auch An-
sprüche betroffener Personen verfolgt, die ihren Wohnsitz bzw. gewöhnlichen Aufenthalt
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weder zum Zeitpunkt des Scraping-Vorfalls im Gerichtsbezirk hatten noch heute hier ha-
ben.

105 Art. 7 Nr. 2 EuGVVO regelt auch die örtliche Zuständigkeit (“Gericht des Ortes“). Der Se-
nat wäre danach örtlich zuständig, wenn das schädigende Ereignis (Kontrollverlust) in
seinem Gerichtsbezirk eingetreten ist.

106 aa) Dieser Gerichtsbezirk beschränkt sich allerdings auf Hamburg, während der Kläger
Ansprüche von Facebook-Nutzern aus dem gesamten Bundesgebiet verfolgt.

107 Nach Auffassung des Senats steht dies seiner örtlichen Zuständigkeit für die gesamte
Klage jedoch nicht entgegen. Der Senat beabsichtigt, die Grundsätze des Urteils des Ge-
richtshofs vom 2. Dezember 2025 (C 34/24) auf den vorliegenden Fall zu übertragen.
Dort hat der Gerichtshof entschieden, dass Art. 7 Nr. 2 EuGVVO dahin auszulegen ist,
dass innerhalb des Marktes eines Mitgliedstaats, der angeblich von der Verwirklichung
wettbewerbswidriger Verhaltensweisen betroffen ist, die darin bestehen sollen, dass der
Betreiber einer auf alle in diesem Mitgliedstaat ansässigen Nutzer ausgerichteten Online-
Plattform eine überhöhte Provision auf den Preis der auf dieser Plattform zum Verkauf
angebotenen Apps und der in diesen Apps integrierten digitalen Produkte erhebt, jedes
Gericht des Mitgliedstaats, das sachlich für die Entscheidung über eine Verbandsklage
zuständig ist, die von einer Einrichtung erhoben wurde, die zur Verteidigung der kollek-
tiven Interessen mehrerer nicht identifizierter, aber identifizierbarer Nutzer, die digita-
le Produkte auf dieser Plattform erworben haben, befugt ist, aufgrund des Ortes der Ver-
wirklichung des Schadenserfolgs international und örtlich für die Entscheidung über die-
se Klage im Hinblick auf alle diese Nutzer zuständig ist (Rn. 76). Damit hat sich der Ge-
richtshof der Auffassung des Generalanwalts in den Schlussanträgen vom 27. März 2025
(C 34/24) nicht angeschlossen. Dieser war der Ansicht, dass Art. 7 Nr. 2 EuGVVO für Ver-
bandsklagen nur dann passe, wenn der Schaden in nur einem Gerichtsbezirk eingetreten
sei (Rn. 94 ff.).

108 Der Kläger des vorliegenden Verfahrens macht ebenfalls keine abgetretenen Rechte gel-
ten, sondern vertritt die Interessen einer Gruppe identifizierbarer Personen, nämlich der
deutschen Facebook-Nutzer. Dabei handelt es sich um eine unbestimmte Anzahl von
Personen, die bei Klageerhebung nicht identifiziert sind. Der Nutzung liegt die deutsche
Facebook-Version zugrunde. Auch das Ziel der EuGVVO (Nähe und Vorhersehbarkeit der
Zuständigkeitsregeln, geordnete Rechtspflege) wird durch eine einheitliche Klage an ei-
nem Ort gewahrt.

109 Die Beklagte hält diese Entscheidung des Gerichtshofs dagegen nicht für übertragbar, da
sie auf den spezifischen Besonderheiten des dortigen kartellrechtlichen Einzelfalls beru-
he, die mit der vorliegenden Konstellation nicht vergleichbar seien. Insbesondere knüpfe
der Gerichtshof die Zuständigkeit an die konkret betroffenen Forderungen, die aber mit
der Musterfeststellungsklage gerade nicht geltend gemacht würden.

110 bb) Sollte der Gerichtshof zu dem Ergebnis gelangen, dass im vorliegenden Fall Art. 7
Nr. 2 EuGVVO nicht dahin auszulegen sei, dass eine Zuständigkeit für sämtliche betrof-
fenen Personen im Bundesgebiet besteht, würde sich die sechste Vorlagefrage stellen.
Diese geht dahin, ob dann im Sinne der bereits erwähnten Schlussanträge des General-
anwalts überhaupt keine örtliche Zuständigkeit bestünde und der europäische Gesetz-
geber aufgerufen wäre, die einschlägigen Vorschriften an die „neue Realität (Verbands-
klagen) anzupassen“ (Schlussanträge, a.a.O., Rn. 99, 102), oder ob es zumindest bei der
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örtlichen Zuständigkeit in Bezug auf die Hamburger Facebook-Nutzer bliebe. Im letzteren
Fall käme es noch darauf an, ob der Wohnsitz oder der Ort des allgemeinen Aufenthalts
maßgeblich ist und ob auf die heutigen Gegebenheiten oder diejenigen zum Zeitpunkt
des Scraping-Vorfalls abgestellt werden muss.

111 4. Die Vorlagefragen sind entscheidungserheblich.

112 Sollte der Kläger nicht berechtigt sein, mit der Musterfeststellungsklage die tatsächli-
chen und rechtlichen Voraussetzungen sowie die Höhe von Schadensersatzansprüchen
deutscher Facebook-Nutzer gemäß Art. 82 Abs. 1 DSGVO gegen die Beklagte im Zusam-
menhang mit einem sog. Scraping-Vorfall feststellen zu lassen, müsste die Klage als un-
zulässig abgewiesen werden.

113 Dasselbe würde gelten, wenn der Senat für die Klage nicht zuständig wäre.

114 Die Klage ist auch nicht bereits aus anderen Gründen unzulässig. Der Senat teilt die wei-
tergehenden Bedenken der Beklagten nicht.
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